
Anlage 11 
Stand 13.08.2025 

Vorschlag eines Auflagenkataloges zu § 3 der Schutzgebietsverordnung für die  
Brunnen 1 und 2 Neuötting im Öttinger Forst, Gemeinschaftliches Wasserwerk AÖ, 
NÖ, Winhöring 
 
§ 3 Verbote, Beschränkungen und Handlungspflichten 

(1) Es sind, unbeschadet der allgemein geltenden Regelungen sowie behördlicher Entschei-
dungen gem. § 52 Abs. 1 Satz 1 WHG,  

 
in der Weiteren  

Schutzzone  

(Zone III ) 

in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

1.  bei Eingriffen in den Untergrund  

1.1  Aufschlüsse oder Verände-
rungen der Erdoberfläche, 
auch wenn Grundwasser nicht 
aufgedeckt wird, vorzunehmen 
oder zu erweitern (insbeson-
dere linienhaft durchhaltende 
Geländeeinschnitte, Fischtei-
che, Kies-, Sand- und Tongru-
ben, genehmigungsfreie Ab-
grabungen gem. BayAbgrG 
Art. 6 Abs. 2) 

nur zulässig wie in Zone II sowie im unmittelba-
ren Zusammenhang mit den nach Nrn. 2 bis 5 
zulässigen Maßnahmen,  

nur Bodenbe-
arbeitung im 
Rahmen der 
ordnungs-
gemäßen 
landwirtschaftli-
chen, forstwirt-
schaftlichen 
oder gärtneri-
schen Nutzung 
zulässig;  
verboten für 
genehmigungs-
freie Abgra-
bungen 

1.2  Wiederverfüllen von Baugru-
ben, Leitungsgräben und 
sonstiger Erdaufschlüsse 
 

nur zulässig im Zuge von Baumaßnahmen 
mit dem ursprünglichen Erdaushub oder natürli-
chem unbedenklichem Bodenmaterial unter Be-
achtung der bodenschutzrechtlichen Vorschriften 
und Regelwerke  
 
 

verboten 

1.3  Geländeauffüllungen und Ver-
füllen von Erdaufschlüssen; 
Auf- und Einbringen von Bo-
denmaterial auf oder in den 
Boden 

verboten, auch für genehmigungsfreie Aufschüttungen nach  
BayBO Art. 57 Abs. 1 Nr. 9  

 

1.4  Leitungen zu verlegen oder zu 
erneuern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 
und 6.11) 

nur zulässig für  
- unterirdische Leitungen ohne Verwendung 

wassergefährdender Stoffe, zur unmittelbaren 
Versorgung im Schutzgebiet befindlicher An-
wesen und Einrichtungen,  

- Freileitungen mit Mastfundamenten bis 3 m 
Tiefe 

verboten 

1.5  Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe 

1.6  Untertägige Eingriffe in den  
Untergrund, auch unterhalb 
des genutzten Grundwasser-
leiters, auch wenn diese au-
ßerhalb des Wasserschutzge-
bietes ansetzen 
 
 
 
 
 

verboten 
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in der Weiteren  

Schutzzone  

(Zone III ) 

in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 
2.  beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1 und 2) 

2.1  Errichten oder Erweitern von 
Rohrleitungsanlagen zum 
Befördern wassergefährden-
der Stoffe im Sinne des § 65 
UVPG i. V. m. Nrn. 19.3 bis 
19.6 der Anlage 1 zum UVPG 
sowie § 2 Abs. 2 RohrFLtgV, 
außerdem von Rohrleitungs-
anlagen, die nicht der AwSV 
unterliegen, bei denen jedoch 
zumindest Anlagenteile was-
sergefährdende Stoffe enthal-
ten können 

verboten 

2.2  Anlagen nach § 62 WHG zum 
Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen zu errichten  
 

verboten 

2.3  Biogasanlagen zu errichten 
oder zu erweitern  

verboten 

2.4  Windkraftanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

nur zulässig für getriebelose Anlagen ohne Spe-
zialgründungen und unter Beachtung der Vorga-
ben des LfU Merkblattes 1.2/8 (Trinkwasser-
schutz bei Planung und Errichtung von Wind-
kraftanlagen) in der jeweils aktuellen Fassung 

verboten 

2.5  Anlagen zur Erdwärmenut-
zung zu errichten oder zu er-
weitern 

verboten 

2.6  Abfüllen und Lagern wasser-
gefährdender Stoffe außerhalb 
von Anlagen nach § 62 WHG  

nur zulässig für 

- das Abfüllen (z. B. Betanken) über technischen 
Schutzvorkehrungen mit Eignungsnachweis  

- das kurzfristige (wenige Tage) Lagern von Stof-
fen bis Wassergefährdungsklasse 2 in dafür 
geeigneten, dichten Transportbehältern bis zu 
je 50 Liter 

verboten 

2.7  Sonstiger Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen au-
ßerhalb von Anlagen nach § 
62 WHG, soweit nicht nach 
Nrn. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.4 
und 6.5 zulässig 

nur zulässig für  

- Verwenden über flüssigkeitsundurchlässigen, 
regelmäßig durch Augenschein auf Unver-
sehrtheit und Funktionsfähigkeit zu kontrollie-
renden, vor Witterungseinflüssen geschützten 
Betriebsflächen (wie z. B. in Werkstätten), unter 
Bereithalten geeigneter Bindemittel 

- Mitführen und Verwenden der nötigen Be-
triebsstoffe für Fahrzeuge und Maschinen (auf 
die Pflicht zur Gefahrenminimierung, z. B. Ver-
wendung biologisch abbaubarer Ketten-
schmieröle, wird hingewiesen), 

- Winterdienst auf gewidmeten Verkehrswegen 

verboten 
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in der Weiteren  

Schutzzone  

(Zone III ) 

in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 
2.8  Abfall im Sinne der Abfallge-

setze auf Deponien sowie 
bergbaulichen Abraum oder 
unverwertbare Lagerstättenan-
teile in Gruben, Brüchen und 
Tagebauen abzulagern (Die 
Behandlung und Lagerung von 
Abfällen fällt unter Nr. 2.2 und 
Nr. 2.9) 

verboten 

2.9  Genehmigungspflichtiger Um-
gang mit radioaktiven Stoffen 
im Sinne des Atomgesetzes 
und der Strahlenschutzverord-
nung 

verboten 

3.  bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1  Abwasserbehandlungsanlagen 
für häusliches, gewerbliches 
oder kommunales Abwasser 
zu errichten oder zu erweitern, 
einschließlich Kleinkläranlagen 

verboten 

3.2  Mischwasserentlastungsbau-
werke zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

3.3  Trockentoiletten nur zulässig für die Dauer des konkreten Anlas-
ses (Baustelle, Veranstaltung) und mit dichtem, 
regelmäßig geleertem Behälter 

verboten 

3.4  Ausbringen von Abwasser 

Hinweis: Befreiungsoptionen  

s. Anlage 2 Ziffer 3  

verboten 

3.5  Anlagen zum gezielten Einlei-
ten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser, einschließlich 
Regenklär- und Regenrückhal-
tebecken, zu errichten oder zu 
erweitern 

nur zulässig bei ausreichender Reinigung durch 

flächenhafte Versickerung über den bewachse-

nen Oberboden 
verboten 

3.6  Anlagen zum gezielten Einlei-
ten von gereinigtem kommu-
nalem, häuslichen oder ge-
werblichem Abwasser ins 
Grundwasser (Versickern) zu 
errichten oder zu erweitern 

verboten 

3.7  Abwasserleitungen und zuge-
hörige Anlagen zu errichten 
oder zu erweitern  

verboten 
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4.  
bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen 
Handlungen 

4.1  Straßen, Wege und sonstige 
Verkehrsflächen (Flächen 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB, landwirtschaftliche 
sowie gewerbliche Hofflächen, 
die der Zufahrt, dem Um-
schlagen und der vorüberge-
henden Lagerung dienen kön-
nen) zu errichten oder zu er-
weitern 

- nur zulässig ohne wesentliche Minderung 
(< 10 %) der Schutzfunktion der Grundwasser-
überdeckung, für  

o Gemeindeverbindungsstraßen, Kreis-, 
Staats-, Bundesstraßen, wenn die Richtli-
nien für bautechnische Maßnahmen an 
Straßen in Wasserschutzgebieten (RiSt-
Wag) in der jeweils geltenden Fassung be-
achtet werden  

o sonstige Flächen unter Berücksichtigung 
von Nr. 3.5 

o sonstige Wege wie in Zone II 

- verboten für Bundesautobahnen 

nur zulässig für 
öffentliche Rad-
, Feld- und 
Waldwege, be-
schränkt-öffent-
liche Wege, 
Eigentümer- 
und Privatwe-
ge, ohne Ge-
ländeeinschnit-
te und bei breit-
flächigem Ver-
sickern des 
ungesammelt 
abfließenden 
Niederschlags-
wassers 

4.2  Eisenbahnanlagen zu errich-
ten oder zu erweitern 

verboten 

4.3  Potentiell wassergefährdende 
Materialien (z.B. Bauschutt, 
Recycling-Baustoffe, Schla-
cke, ehem. Gleisschotter, Bö-
den, welche durch Altlasten, 
Altlastverdachtsflächen oder 
schädliche Bodenveränderun-
gen beeinflusst sein können) 
insbesondere zum Straßen-, 
Wege-, oder Wasserbau zu 
verwenden 

verboten 

4.4  Baustelleneinrichtungen,  
Baustofflager zu errichten 
oder zu erweitern 

nur zulässig für Baustelleneinrichtungen und die 
unvermeidbare Lagerung der für die Baumaß-
nahme benötigten Baustoffe, wobei auswaschba-
re oder auslaugbare Materialien witterungsge-
schützt zu lagern sind (auf die Nrn. 2.2 und 2.6 
wird hingewiesen) 

verboten 

4.5  Bade- oder Zeltplätze einzu-
richten oder zu erweitern;  
Camping aller Art 

verboten 

4.6  Sportanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 

4.7  Öffentliche Veranstaltungen 
durchzuführen 

- nur zulässig mit ordnungsgemäßer Abwasser-
entsorgung und ausreichenden, befestigten 
Parkplätzen  

- verboten für Geländemotorsport 

verboten 

4.8  Friedhöfe zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.9  Flugplätze einschl. Sicher-
heitsflächen, Notabwurfplätze, 
militärische Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 
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4.10 Militärische Übungen durchzu-
führen 

nur Durchfahrt auf klassifizierten Straßen zulässig 

4.11 Kleingartenanlagen zu errich-
ten oder zu erweitern 

verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln auf Freilandflä-
chen, die nicht der land- oder 
forstwirtschaftlichen oder gärt-
nerischen Produktion dienen 
(z. B. Verkehrswege, für die 
Allgemeinheit bestimmte Flä-
chen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und bedarfsgerechter 
Düngung mit den nach Nrn. 6.1 bis 6.3 zulässi-
gen Stoffen 

nur zulässig bei 
standort- und 
bedarfsgerech-
ter Düngung 
mit Mineral-
dünger  

4.14 Beregnung von öffentlichen 
Grünanlagen, Rasensport- 
und Golfplätzen 

nur zulässig bis zu einer Bodenfeuchte von 70 % 
der nutzbaren Feldkapazität und mit Dokumenta-
tion der täglichen Bewässerungsmengen 

verboten 

5.  bei baulichen Anlagen 

5.1  bauliche Anlagen und zugehö-
rige Kfz-Stellplätze (ohne Nr. 
4.1) zu errichten oder zu er-
weitern  

nur zulässig bis 2m Eingriffstiefe (auch zur Bau-
grunderkundung), wenn kein häusliches oder 
gewerbliches Abwasser anfällt  

verboten 

5.2  Ausweisung neuer Baugebiete 
und wirkungsgleiche Bauvor-
haben  

verboten 

5.3  Stallungen zu errichten oder 
zu erweitern 1 

verboten für neue landwirtschaftliche Anwesen, 

für bereits vorhandene landwirtschaftliche Anwesen 
oder für Grundstücke, die unmittelbar an vorhande-
ne landwirtschaftliche Betriebe angrenzen nur zu-
lässig entsprechend Anlage 2, Ziffer 4 

verboten 

5.4  Anlagen zum Lagern und Ab-
füllen von Jauche, Gülle, Sila-
gesickersaft (JGS-Anlagen) zu 
errichten oder zu erweitern2 

nur zulässig im engen räumlichen und funktionalen 
Zusammenhang mit Stallungen oder Biogasanlagen 
und mit Leckageerkennung der gesamten Anlage 
einschließlich Zuleitungen, und frühestens 6 Wo-
chen nach Anzeige der Maßnahme beim Landrats-
amt Altötting 

verboten 

5.5  ortsfeste Anlagen zur Gärfut-
terbereitung oder zur Gärsub-
stratlagerung zu errichten oder 
zu erweitern 1 

nur zulässig mit Auffangbehälter für Silagesi-
ckersaft, der bei Anlagen größer 150m3 entspre-
chend Nr. 5.4 herzustellen ist sowie bei Gärsub-
stratlagerung zusätzlich mit Leckageerkennung 
mittels Dichtungsbahn und Dränschicht und mit 
Auffangmöglichkeit bei Leckage 

verboten 

                                                
1
  Bezüglich der Grundanforderungen wird auf die Anlage 7 „Anforderungen an JGS-Anlagen“ der Verordnung über Anla-

gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), sowie auf die entsprechenden „Technischen Regeln wasser-

gefährdende Stoffe (TRwS) JGS-Anlagen“, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen, die nä-

here Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Leckageerkennung) und zu Betrieb und Überwachung enthalten; auf 

aktuellen Stand gemäß AwSV ist zu achten.  

2
 nach §2 Abs. 13 AwSV 
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6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1  Düngen mit Gülle, Jauche, 
Festmist, Festmistkompost 
und Gärresten  

wie Nr. 6.2 verboten 

6.2  Düngen mit sonstigen organi-
schen und mineralischen 
Stickstoffdüngern (ohne Nr. 
6.3) 

nur zulässig unter Einhaltung aller aktuellen fachlichen Regeln und 
Rechtsvorschriften, einschließlich einer Aufzeichnung von Dünge-
bedarfsermittlung und Nährstoffbilanz gemäß Düngeverordnung. 

6.3  Ausbringen oder Lagern von 

- Stoffen nach Abfallver-
zeichnis-Verordnung (ins-
besondere Schlämme jegli-
cher Art),  

- klärschlammhaltigen Dün-
gemitteln,  

- Düngemitteln bzw. Gärres-
ten bzw. Kompost mit Antei-
len von behandelten oder 
unbehandelten Bioabfällen 
oder  
tierischen Nebenprodukten 

verboten, 

 

ausgenommen Kompost  

- mit RAL-Prüfzeugnis „geeignet für WSZ III“  

- aus der Eigenkompostierung in Hausgärten 

verboten 

6.4  Lagern von Festmist, Sekun-
därrohstoffdünger oder Mine-
raldünger auf unbefestigten 
Flächen 

nur zulässig für Kalkdünger; Mineraldünger und 
Schwarzkalk  
(auf die Pflicht zur dichten Abdeckung gegen 
Niederschlag wird hingewiesen) 

verboten 

6.5  Lagern von Gärfutter oder 
Gärsubstrat außerhalb ortsfes-
ter Anlagen  

nur zulässig in allseitig dichten Foliensilos bei 
Siliergut ohne Gärsafterwartung sowie Ballensi-
lage 

verboten 

6.6  ganzjährige Bodendeckung 
durch Zwischen- oder Haupt-
frucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich.  

Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidbare Winter-
furche darf erst ab 15.11.erfolgen. 

Zwischenfrucht vor Mais darf erst ab 01.04.eingearbeitet werden. 

6.7  Beweidung jeglicher Art, Frei-
landtierhaltung (auch in Zu-
sammenhang mit ortsverän-
derlichen Geflügelställen), 
Koppel- und Pferchtierhaltung  

nur zulässig auf Grünland ohne flächige Verlet-
zung der Grasnarbe (siehe Anlage 2, Ziffer 5) 
oder für bestehende Nutzungen, die unmittelbar 
an bereits vorhandene Stallungen gebunden sind 

verboten 

6.8  Wildfutterplätze und Wildgatter 
zu errichten;  
Wildkirrungen, Aufbrechen 
und Vergraben von 
Wild/Wildresten 

--- verboten 

6.9  Anwendung chemischer 
Pflanzenschutzmittel aus Luft-
fahrzeugen oder zur Boden-
entseuchung 

verboten 

6.10 Bewässerung landwirtschaft-
lich oder gärtnerisch genutzter 
Freilandflächen 

nur zulässig bis zu einer Bodenfeuchte von 70 % 
der nutzbaren Feldkapazität und mit Dokumenta-
tion der täglichen Bewässerungsmengen 

verboten 
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6.11 landwirtschaftliche Dräne und 
zugehörige Vorflutgräben an-
zulegen, zu ändern oder zu 
erneuern 

verboten, ausgenommen Instandsetzungs- und 
Pflegemaßnahmen an bereits bestehenden Ein-

richtungen, mit schonenden Verfahren 4 Wo-
chen nach Anzeige beim Landratsamt Altötting 

verboten, aus-
genommen 
Instandset-
zungs- und 
Pflegemaß-
nahmen an 
bereits beste-
henden Einrich-
tungen, mit 
schonenden 
Verfahren nach 
Genehmigung 
beim Landrats-
amt Altötting 

6.12 besondere Nutzungen im Sin-
ne von Anlage 2, Ziffer 6 neu 
anzulegen oder zu erweitern 

nur Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
sowie Gewächshäuser mit geschlossenem Be-
wässerungssystem zulässig 

verboten 

6.13 Anlegen von Rückegassen nur zulässig unter Beachtung des LfU-
Merkblattes 1.2/10 „Forstwegebau und Holzernte 
im Wasserschutzgebiet“ 

 

nur zulässig 
wie in Zone III, 
4 Wochen nach 
Anzeige beim 
Landratsamt 
Altötting 

6.14 forstliche Hiebmaßnahmen, 
Kahlhiebe und wirkungsglei-
che Maßnahmen 

nur zulässig im Rahmen schonender Bewirtschaftung gem. Art. 14 
BayWaldG; Kahlhiebe nur in besonders begründeten Fällen (wie 
z. B. Windwurf, Schädlingsbefall, etc.) mit Genehmigung durch das 
Landratsamt Altötting (siehe Anlage 2 Ziff. 7). 

6.15 Rodung verboten 

6.16 Lagerung von Hackschnitzeln 
außerhalb von Gebäuden 

nur zulässig für unbehandeltes Material und bei 
ständiger Abdeckung gegen Niederschläge 

verboten 

6.17 Nasskonservierung von 
Rundholz 

verboten 

 

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführten 
Handlungen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der 
Wassergewinnung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasser-
versorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten.  
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Anlage 1 (Lageplan) 

 
Anlage 2 

Erläuterungen und Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 2, 3, 5 und 6 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 

Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 der „Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ zu beachten. 

 

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nrn. 2.2 und 2.5) 

a) In der Weiteren Schutzzone (Zone III) sind nur zulässig: 

1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und ober-
irdische Anlagen für aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
AwSV, die in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern sie nicht doppelwandig 
ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind; der Auffangraum 
muss das maximal in den Anlagen vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe 
aufnehmen können, 

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen 
für aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die dop-
pelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind, 

3. oberirdische Anlagen für feste Gemische gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, 
entsprechend den Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV.  

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüfpflichten gemäß AwSV sowie die 
Prüffristen gemäß Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten Weiteren Schutzzone, 
auch für bereits bestehende Anlagen.  

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z. B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen o-
der Wertstoffhöfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushalten 
zur regelmäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) werden keine weitergehenden Anforde-
rungen gestellt. 
 

 
3. Ausbringen von Abwasser (zu Nr. 3.4) 

Für abgelegene Anwesen nach Art. 41, Abs. 2 BayBO kann regelmäßig auf Antrag im 
Rahmen einer Befreiung der Ausbringung des Gemisches aus vorbehandelten Abwassers 
mit Gülle/Jauche zugestimmt werden, wenn die dünge- und abfallrechtlich ordnungsge-
mäße Entsorgung oder Verwertung gesichert ist. 
 

 
4. Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3 und Nr. 5.4)  

Grundsätzlich dürfen nach AwSV Anlage 7, Nr. 2.1 für Anlagen nur Bauprodukte, Bauar-
ten oder Bausätze verwendet werden für die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnach-
weise unter Berücksichtigung wasserrechtlicher Anforderungen vorliegen.  

JGS-Lageranlagen für flüssige, allgemein wassergefährdende Stoffe dürfen unabhängig 
vom Gesamtvolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben 
werden 

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind flüssig-
keitsundurchlässig (Beton mit hohem Wassereindringwiderstand, rechnerische Rissbreite 
0,2 mm) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu glie-
dern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung 
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des laufenden Betriebes reparierbar sind. 

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu glie-
dern, dass eine Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufenden Be-
triebes möglich ist. Dies kann durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende 
Speicherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden.  

Die Dichtheit von Gülle- bzw. Jauchebehältern sowie der Fugenbereiche von Gülle- bzw. 
Jauchekanälen ist mittels Leckageerkennungssystem im Rahmen der Eigenüberwachung 
mindestens vierteljährlich zu kontrollieren; eine jährliche Fremdüberwachung ist zu er-
möglichen. Für das Leckageerkennungssystem ist ein bauaufsichtlicher Verwendbarkeits-
nachweis erforderlich (z. B. DIBt-Zulassung Z-59.26). Die besonderen Bestimmungen der 
Zulassung sind zu beachten. 

Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wänden dauerhaft 
dicht auszuführen z. B. mit Fugenbänder oder -bleche. 

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und das 
DWA-Arbeitsblatt A 792, sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der Anlagen 
darf nur durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV erfolgen. Der Betreiber hat den ord-
nungsgemäßen Zustand der Anlagen einschließlich der Rohrleitungen vor Inbetriebnahme 
(und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sachverständigen nach AwSV prüfen zu 
lassen. 

Die Planunterlagen sind zur frühzeitigen Klärung von Ausgleichsansprüchen nach Art. 32 
Satz 1 Nr. 2 BayWG dem Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn der 
Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserversorgungsunterneh-
men 14 Tage vorher anzuzeigen. 

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus einem in Zone III A vorhandenen 
Anwesen entstehen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandene Anwesen“. 

 
5. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7) 

Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei herkömmlicher 
Rinderweide unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle Verletzungen im Bereich 
von Treibwegen, Viehtränken etc.) überschritten wird. 

 
6. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gärtneri-

sche Nutzungen (zu Nr. 6.12): 

- Beerenanbau 

- Gemüseanbau (ausgenommen Feldgemüse im Rahmen der üblichen Fruchtfolge) 

- Zierpflanzenanbau 

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 

- Energiepflanzenanbau, der einer üblichen ackerbaulichen Nutzung nicht vergleichbar 
ist (z. B. Energiewälder, Kurzumtriebsplantagen mit chemischer Unkrautregulierung) 

 
Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verle-
gung im Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleichbleibender 
Größe der Anbaufläche. Eine Befreiungsperspektive gem. § 52 Abs. 1 Satz 3 besteht ins-
besondere für Kulturen, die ohne chemischen Pflanzenschutz und intensive Düngung be-
trieben werden. 
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7. Kahlhiebe und wirkungsgleiche Maßnahmen (zu Nr. 6.14) 

Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldfläche in einem oder in wenigen kurz aufeinander 
folgenden Eingriffen alle aufstockenden Bäume entnommen werden, ohne dass bereits 
eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist. Zusätzlich zum schlagartig 
einsetzenden erheblichen Nährstoffüberangebot bewirkt der gleichzeitige Umschlag des 
Bestandsklimas in Freiflächenbedingungen eine massive Mineralisation organischer Sub-
stanz mit schubweiser Nitratauswaschung ins Grundwasser. Eine dem Kahlhieb wir-
kungsgleiche Maßnahme ist die Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume stehen 
bleiben und dadurch ebenfalls Freiflächenbedingungen entstehen. Kahlhiebe sind nach 
Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, im Schutzwald eigens erlaubnispflichtig. 
Erscheint im sachlich begründeten Einzelfall ein Kahlhieb o. ä. im Wasserschutzgebiet 
unumgänglich, so bedarf dieser der Genehmigung durch die Kreisverwaltungsbehörde, 
unter der Voraussetzung, dass eine wesentliche Beeinträchtigung der Grundwasserbe-
schaffenheit dadurch nicht zu besorgen ist.  

 

Ist nach Kalamitäten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbefall eine 
umgehende Aufarbeitung erforderlich und nur durch die Entnahme aller geschädigten 
Bäume und daher u.U. nur durch Kahlhieb möglich, so genügt die Anzeige beim Landrat-
samt Altötting unter Vorlage der forstfachlichen Feststellung und Bestätigung der Notwen-
digkeit und Dringlichkeit durch den zuständigen Revierleiter des Amtes für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Unbeschadet Nr. 6.15 bleibt eine Rodung verbliebener Wur-
zelstöcke verboten (bzw. in unausweichlichen Fällen einer Befreiung nach § 4 dieser Ver-
ordnung vorbehalten). 

 

 

 
 


